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Auf eine 30-jährige Geschichte zurückblicken zu können, 
ist für eine NGO, die derartig gegen den Mainstream an-
kämpft, schon etwas Außergewöhnliches. Ich möchte 
euch daher recht herzlich gratulieren und uns allen wün-
schen, dass ihr weiterhin mit euren Analysen, Kommenta-
ren und Initiativen wirksam bleibt. Wir brauchen euch. 
Das sage ich als österreichischer Aktivist, der bereits seit 
Jahrzehnten in der Friedens- und antimilitaristischen Be-
wegung aktiv ist. Immer wieder haben mich und meine 
Organisation, die Solidarwerkstatt Österreich, die Beiträ-
ge der IMI erreicht, inspiriert und auch Hoffnung gege-
ben. Insofern sind 30 Jahre IMI auch eine Gelegenheit für 
mich, diese Geschichte zu re�ektieren und einige Knoten-
punkte hervorzuheben, wo der Kontakt mit der IMI und 
ihren Aktivist:innen für unsere eigene Entwicklung in Ös-
terreich bedeutsam wurde. 

Zusammen gegen den Angriffskrieg

Aufmerksam wurde ich auf die IMI Ende der 90er Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts, insbesondere die kompe-
tenten Analysen zur deutschen Bundeswehr hatten meine 
Aufmerksamkeit erregt. Ich und einige meiner heutigen 
Mitstreiter:innen waren damals noch Mitglied der Grünen 
Österreichs. Zwar hatten wir schon dunkle Wolken aufzie-
hen gesehen, nachdem sich die deutschen Grünen, mit de-
nen ihre österreichischen Kolleg:innen besonders eng ver-
bunden waren, 1998 in eine rot-grüne Regierungskoaliti-
on begeben hatten. Schon damals war die Erwartungshal-
tung der politischen und medialen Eliten an die Grünen 
eindeutig: Regierungsfähigkeit heißt Kriegsfähigkeit – 
oder, um im Jargon der damaligen Zeit zu bleiben – Be-
reitschaft zu „humanitären Interventionen“. Trotzdem war 
das Ausmaß, die Rasanz und Willfährigkeit, mit der sich 
die Führung der deutschen Grünen zum Bellizismus wan-
delte, für uns ein Schock: Wenige Monate nach dem Re-
gierungseintritt beteiligte sich Deutschland unter einer 
rot-grünen Regierung und dem grünen Außenminister 
Joschka Fischer am völkerrechtswidrigen Krieg der 
NATO gegen Jugoslawien, ein Land, in dem bereits die 
Nazi-Wehrmacht gewütet hatte. Man kann im Nachhinein 

sagen, dass dieser Krieg ohne die bellizistische Wende der 
Grünen wahrscheinlich nicht bzw. nicht in dieser Form 
durchführbar gewesen wäre. Es war das grüne Spitzenper-
sonal, das mit der „Auschwitzlüge“ diesem Angriffskrieg 
Legimitation bis weit hinein in die Linken gab.

Zwei IMI-Aktivist:innen der ersten Stunde, Claudia 
Haydt und Tobias P�üger, traten aus den Grünen aus. Die 
Auseinandersetzungen im Nachbarland verfolgten wir 
umso intensiver, als die Auswirkungen bis nach Öster-
reich reichten. Schritt für Schritt war die grüne Parteifüh-
rung in Österreich auf den Kriegskurs von Fischer & Co. 
eingeschwenkt. Die Auseinandersetzungen in der Partei 
erreichten zwar nicht jene dramatische Zuspitzung wie in 
Deutschland, aber auch hier rief das Überbordwerfen der 
pazi�stischen und antimilitaristischen Grundsätze der 
Partei Widerstand hervor. Dass Claudia Haydt und Tobias 
P�üger als Referent:innen zu einer Veranstaltung grüner 
Kriegsgegner:innen nach Linz kamen, war ein überaus ge-
lungener Akt länderübergreifender Solidarität und Koope-
ration der Friedenskräfte. Vom zunehmend auf Kriegskurs 
getrimmten Grün-Establishment vor Ort wurde das frei-
lich ganz und gar nicht goutiert. Sie begegneten den Frie-
densaktivist:innen in der Partei mit Repression, um sich 
eine Re�exion darüber zu ersparen, wie eine Partei, zu de-
ren Gründungsprinzipien Frieden und Gewaltlosigkeit 
zählten, derart in den Morast des Bellizismus geraten 
konnte. Schließlich folgten 16 grüne Kriegsgegner:innen 
in Oberösterreich dem Bespiel von Claudia und Tobias 
und verließen die Partei, die sich auch in Österreich auf 
die Regierungsbeteiligung vorbereitete, indem sie ihren 
Frieden mit Krieg und Militarisierung schloss. 

Entsetzen über den EU-Verfassungsvertrag

Diese bittere Entwicklung hatte aber auch ihre guten Sei-
ten: Die Grundlage für eine stabile deutsch-österreichische 
Zusammenarbeit zwischen der IMI in Tübingen und der 
Solidarwerkstatt Österreich (damals hießen wir noch Frie-
denswerkstatt Linz) war gelegt und ist seither nie mehr 
völlig abgerissen. Immer wieder haben wir Aktive der IMI 
– neben Claudia Haydt und Tobias P�üger ist hier Jürgen 
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Wagner hervorzuheben – zu Veranstaltungen, Podiumsdis-
kussionen und als Redner:innen bei Kundgebungen nach 
Österreich eingeladen, hin und wieder gab es aufgrund un-
serer Verbindung zur IMI auch Einladungen in die Gegen-
richtung. Wir griffen und greifen in unseren Publikationen 
gerne auf die IMI-Expertise zurück, weil wir uns sicher 
sein können, dass sich hier profundes Detailwissen mit un-
bestechlichem Antimilitarismus verbindet.

Womit wir zu dem Thema kommen, bei dem Expertise 
und Wissen, das sich in Publikationen der IMI seit drei 
Jahrzehnten �ndet, zu einem Schatz akkumuliert hat, der 
– soweit ich das zumindest für den deutschsprachigen 
Raum beurteilen kann – seinesgleichen sucht: der Prozess 
der Militarisierung der Europäischen Union, insbesondere 
Deutschlands. Es gehört zu den ganz großen Leistungen 
der IMI, schon früh erkannt zu haben, dass hier, als der 
herrschaftliche Diskurs noch von der „Friedensunion“ 
schwadronierte, eine Militär- und Kriegsunion im Entste-
hen war. Das akribische praxisnahe Sammeln von Details, 
die unter dem Blickwinkel eines undogmatischen, aber 
leidenschaftlichen Antimilitarismus zusammengefügt 
wurden, hat zu dieser Sicht verholfen, die das Wesentliche 
in einer komplexen Realität zu erfassen vermochte. Dass 
diese Erkenntnisse immer wieder auch leicht verständlich 
für die Friedensarbeit vor Ort aufbereitet worden sind, 
machte und macht diese Arbeit umso wertvoller. 

Ich kann mich noch gut an die erste IMI-Analyse des 
Entwurfs des EU-Verfassungsvertrages erinnern; das 
müsste 2003 gewesen sein. Wir waren erstaunt und ent-
setzt, dass die EU-Eliten bereit waren, dem militärisch-in-
dustriellen Komplex eine derart hohe Priorität einzuräu-
men: Militärische Aufrüstung sollte in jedem EU-Mit-
gliedsland zur P�icht werden, überwacht und gefördert 
durch ein Rüstungsamt, das ebenfalls Verfassungsrang be-
kommen sollte. Der Widerstand gegen diesen EU-Verfas-
sungsvertrag bestimmte über viele Jahre maßgeblich un-
sere Arbeit in Österreich, die Analysen und Fact Sheets 
der IMI waren eine äußerst wertvolle Unterstützung. 
Überall, wo die Menschen über diesen Verfassungsvertrag 
abstimmen konnten – zunächst in Frankreich, dann in den 
Niederlanden – lehnten ihn die Menschen ab. Die Konse-

quenz der EU-Eliten: Derselbe Inhalt wurde in ein anderes 
Kuvert gesteckt, um es ohne Volksabstimmungen – als 
Vertrag von Lissabon – durch die Parlamente zu bringen. 
2009 hatten sie es geschafft. Auch wenn die Militarisie-
rung in den vorherigen EU-Verträgen – Maastricht, Ams-
terdam, Nizza – schon angelegt und schrittweise ver-
schärft worden war, so war mit dem Vertrag von Lissabon 
doch eine neue Qualität erreicht: Die Friedensbewegung 
fand sich mit ihrer Kernforderung nach Abrüstung außer-
halb des EU-Verfassungsbogens wieder. Die Verp�ich-
tung zur militärischen Aufrüstung war nicht bloß ein be-
stimmtes Regierungsprogramm, sie ist zum unabwählba-
ren Fixstern geworden, der bei Wahlen nicht mehr zur 
Disposition steht. Denn was einmal im EU-Primärrecht 
verankert ist, ist in den härtesten politischen Beton gegos-
sen. Eine Änderung des EU-Primärrechts erfordert in al-
len 27 EU-Staaten gleichzeitig Verfassungsmehrheiten. 
De facto, vor allem für Bewegungen von unten, ist das un-
möglich. Neben dem Neoliberalismus (im EU-Vertrag: 
„offene Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb“) soll da-
mit auch die Militarisierung in der EU unumkehrbar ge-
macht werden. 

Als Solidarwerkstatt haben wir daraus den Schluss ge-
zogen, dass das Ringen um ein (schrittweises) Verlassen 
des EU-Vertragswerkes, insbesondere der EU-Militarisie-
rungsartikel, eine realistischere Strategie ist als der Kampf 
um dessen Veränderung. Wir tun dies aus einer spezi�sch 
österreichischen Perspektive. Hier �ndet sich nach wie 
vor die Neutralität in der Verfassung, also die Verp�ich-
tung zur Nicht-Teilnahme an Kriegen. Neutralität bedeu-
tet für uns eine umfassende Friedensp�icht, also alles zu 
unternehmen, um nicht in kriegerische Kon�ikte hinein-
gezogen zu werden. Das schließt eine aktive Friedens- 
und Neutralitätspolitik ein, die sich für Deeskalation in 
Kon�ikten, internationale Abrüstung und die Durchset-
zung des Völkerrechts engagiert. Mit dem EU-Vertrags-
werk ist das schlicht unvereinbar. Der konservative öster-
reichische EU-Abgeordnete Othmar Karas, zu diesem 
Zeitpunkt bezeichnenderweise Präsident der Kangaroo-
Group, einer europäischen Lobby-Organisation der Rüs-
tungsindustrie, hat das klar benannt: „Die Neutralität ent-
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spricht weder dem Geist der EU noch dem Buchstaben des 
Lissabon-Vertrages.“ Da Frieden und Neutralität in der 
Bevölkerung nach wie vor hohe Zustimmungswerte besit-
zen, sind die vergangenen und die aktuelle österreichische 
Regierung – unabhängig von der politischen Couleur – 
Meister darin, der Bevölkerung neutralitätspolitisch Sand 
in die Augen zu streuen: Einerseits wird jeder Schritt der 
weiteren EU-Militarisierung – oft sogar in erster Reihe – 
mitgetragen, andererseits wird vollkommen kontrafak-
tisch diese de facto Demontage der Neutralität als neutra-
litätskompatibel verkauft. Der deutsche Botschafter hat 
einmal anlässlich der Gründung der EU-Battlegroups den 
heuchlerischen Umgang der österreichischen Regierung 
mit der Neutralität süf�sant kommentiert: „Solange ihr 
mit uns in den Krieg zieht, ist uns euer Status egal.“

Aufrüstung Europas

Das EU-Vertragswerk ist kein Papiertiger. Seit 2013 ge-
hen die Militärausgaben in der EU real ununterbrochen 
nach oben, beschleunigt 2017 durch die Aktivierung der 
„Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit“ (EU-SSZ/
Pesco) des EU-Vertrags und 2022 durch den „strategi-
schen Kompass“, mit dem die EU-Mächtigen einen 
„Quantensprung“ bei der Militarisierung der EU ins Auge 
fassten. 2025 folgte mit dem Programm „ReArm Europe“ 

bzw. „Readiness 2030“ dann der nächste Paukenschlag in 
der Hochrüstung. Während das Korsett der EU-Verträge 
den Spielraum für Soziales und Klimaschutz immer mehr 
einengt, werden die �skalischen Schleusen für Hochrüs-
tung weit geöffnet. Immer deutlicher tritt hervor, dass die 
EU dabei keineswegs als „Vasall“ US-amerikanischer Plä-
ne agiert, sondern als zunehmend eigenständige imperia-
listische Militärgroßmacht hervortritt. Der IMI-Aktivist 
Jürgen Wagner hat dies im Vorjahr eindrucksvoll bei einer 
von der Solidarwerkstatt organisierten Vortragsreise in ei-
nigen österreichischen Städten herausgearbeitet. Die deut-
schen Machthaber treiben diese Entwicklung an, wollen 
die deutsche Bundeswehr zur „konventionell stärksten Ar-
mee Europas“ (Merz) machen, mit der „Kriegstauglich-
keit“ als oberstem Ziel.

Zweifellos sind die fortschrittlichen Kräfte nicht in der 
Verfassung, die man sich angesichts dieser düsteren Aus-
sichten wünschen würde. Ein Perspektivenwechsel hilft, 
den Fokus auf die eigene Handlungsfähigkeit zu richten. 
Weil wir nicht in der richtigen Verfassung sind, können die 
Kräfte des sozialen Rückschritts und des Militarismus 
derartig an Fahrt gewinnen. Die IMI ist ein Hoffnungsträ-
ger, dass eine Umkehr gelingen kann. Denn Wissen, Be-
wusstsein und Organisiertheit ist immer der Grundstein 
für wirkliche Veränderung. In diesem Sinne: Alles Gute 
für die nächsten 30 Jahre!
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von Elsa Rassbach

Ich bin sowohl in Deutschland wie auch in den USA be-
ru�ich als Filmemacherin und Journalistin tätig und zu-
dem als Friedensaktivistin aktiv. Ich bin geboren und auf-
gewachsen in den USA und habe sowohl in den USA wie 
auch in Deutschland studiert. 

Im Sommer 2012 war ich in den USA und habe dort in 
Kalifornien erstmalig eine der Basen gesehen, auf denen 
militärische Drohnen der US-Regierung stationiert sind. 

Dort haben US-Friedensaktivist*innen von der Organi-
sation Code Pink protestiert. Sie erklärten mir, dass die 
Drohnen ganze Familien, darunter Frauen, Kinder und ältere 
Menschen terrorisieren und viele Menschen willkürlich um-
bringen. Das Buch „Drone Warfare: Killing by Remote 
Control“ von der Code Pink Mitbegründerin und Friedens-
aktivistin Medea Benjamin war Anfang 2012 erschienen. 

Im Herbst 2012 war ich wieder in Berlin. Zu der Zeit 
führte Thomas de Maiziere, der Bundesverteidigungsmi-
nister, eine umstrittene Initiative, um bewaffnete Drohnen 
für die Bundeswehr anzuschaffen.

Ich habe dann bei einer Sitzung von Friedensakti-
vist*innen in der Friedenskoordination in Berlin („Fri-
ko“) einen Vortrag gehalten, worin ich vorgeschlagen 
habe, dass wir in Deutschland eine Kampagne gegen be-
waffnete Drohnen beginnen sollten.

Diese Idee wurde positiv aufgenommen und führte 
dazu, dass unter der Leitung von Laura von Wimmersperg 
die Friko zusammen mit anderen wichtigen deutschen 
Friedensorganisationen wie IMI, Friedensratschlag und 
DFG-VK ein bundesweites Treffen in Hannover im März 
2013 zur Gründung einer deutschen Drohnenkampagne 
organisierte, woran ich teilgenommen habe. 

Einige Monaten später habe ich eine internationale 
Konferenz zu Drohnen in Berlin mit Medea Benjamin or-
ganisiert. 

Die Aktivitäten der deutschen Drohnenkampagne wa-
ren und sind vielfältig: Unterschriften für den Appell 
„Keine Kampfdrohnen“ sammeln, Lobbyarbeit und Pro-
teste organisieren, sowie Briefe schreiben und weitere Öf-
fentlichkeitsarbeit. 

Das alles hat dazu beigetragen, dass sich Grüne und 
SPD lange gegen bewaffnete Drohnen positioniert haben 
– auch in Regierungsverantwortung. Mit der „Zeitenwen-
de“ war das plötzlich vorbei. Die Bundeswehr wird aktu-
ell mit Kamikazedrohnen in großer Stückzahl ausgerüstet. 
Die Lobbyisten der Aufrüstung sprechen heute von einem 
„verlorenen Jahrzehnt“ bei der Drohnenbeschaffung und 
-entwicklung in Deutschland. Immerhin.
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